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156. Verordnung: Änderung der Studienordnung für die Studienrichtung Architektur an der
Hochschule für angewandte Kunst in Wien

1 5 7 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Zuweisung der Dienstbeurteilung für
bestimmte Beamte des Personalstandes „Bundesgendarmerie"

1 5 8 . Verordnung: Ausgabe von Scheidemünzen zu 100 Schilling Johann Strauß-Jahr 1975
159 . Verordnung: Änderung der Verordnung, mit der statistische Erhebungen über den Stand

und die Entwicklung der industriellen Gütererzeugung angeordnet werden,
und der Verordnung, mit der statistische. Erhebungen über die Auftrags-
bestände und die Auftragseingänge in der Industrie angeordnet werden

1 6 0 . Verordnung: Sprengelverordnung für den Jugendstrafvollzug

156 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 15. Feber
1975, mit der die Studienordnung für die
Studienrichtung Architektur an der Hoch-
schule für angewandte Kunst in Wien ge-

ändert wird

Auf Grund der §§ 1, 4, 5, 7, 8 und 15 bis 21
des Bundesgesetzes vom 10. Juli 1969, BGBl.
Nr. 290, über technische Studienrichtungen in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 329/
1971, in Verbindung mit den Bestimmungen des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl.
Nr. 177/1966, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 1. Feber 1974,
BGBl. Nr. 125, über die Studienordnung für
die Studienrichtung Architektur an der Hoch-
schule für angewandte Kunst in Wien wird wie
folgt geändert:

1. § 4 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) In den vier Semestern des ersten Studien-

abschnittes sind nach Maßgabe des Studienplanes
unter Berücksichtigung der an der Hochschule
vorhandenen Studieneinrichtungen 160 bis
182 Wochenstunden zu inskribieren. Die Zahl der
inskribierten Wochenstunden hat in jedem Se-
mester mindestens 20 zu betragen."

2. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Während des ersten Studienabschnittes

sind in den folgenden Prüfungsfächern zu in-
skribieren:

3. § 8 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) In den sechs Semestern des zweiten Stu-

dienabschnittes sind nach Maßgabe des Studien-
planes unter Berücksichtigung der an der Hoch-
schule vorhandenen Studieneinrichtungen 212 bis
242 Wochenstunden zu inskribieren. Die Zahl
der inskribierten Wochenstunden hat in jedem Se-
mester mindestens zehn zu betragen."

4. § 8 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Während des zweiten Studienabschnittes

sind in den folgenden Prüfungsfächern zu inskri-
bieren:
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5. § 9 Abs. 1 lit. d hat zu lauten:
„d) Tragwerkslehre (Stahl- und Holzbau) II."

Firnberg

157 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 24. Feber 1975, mit der die Ver-
ordnung über die Zuweisung der Dienstbe-
urteilung für bestimmte Beamte des Personal-
standes „Bundesgendarmerie" geändert wird

Auf Grund des § 15 Abs. 5 der Dienstprag-
matik, RGBl. Nr. 15/1914, in der Fassung der
Dienstpragmatik-Novelle 1969, BGBl. Nr. 148,
wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Inne-
res vom 23. September 1969, BGBl. Nr. 351,
über die Zuweisung der Dienstbeurteilung für
bestimmte Beamte des Personalstandes „Bundes-
gendarmerie" wird wie folgt geändert:

1. § 1 hat zu lauten:
„Die Dienstbeurteilung der dem Personalstand

der Bundesgendarmerie angehörenden leitenden
Beamten im Dienstbereiche sämtlicher Landesgen-
darmeriekommanden und des Kommandos der
Gendarmeriezentralschule wird der Dienstbeur-
teilungskommission beim Bundesministerium für
Inneres zugewiesen."

2. § 2 hat zu lauten:
„Die Dienstbeurteilung aller dem Personalstand

der Bundesgendarmerie angehörenden Beamten,
die am Ende des Beurteilungsjahres

a) einer Zentralstelle, einer dieser nachgeord-
neten Dienststelle (ausgenommen die Lan-
desgendarmeriekommanden und das Kom-
mando der Gendarmeriezentralschule), oder

b) nach dem Bundesverfassungsgesetz vom
30. Juni 1965, BGBl. Nr. 173, einer öster-

reichischen Einheit im Ausland dienstzuge-
teilt sind,

wird der Dienstbeurteilungskommission beim
Bundesministerium für Inneres zugewiesen."

Rösch

158 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 26. Feber 1975 über die Aus-
gabe von Scheidemünzen zu 100 Schilling

Johann Strauß-Jahr 1975

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 115/1973 und Nr. 773/1974
wird verordnet:

§ 1. Anläßlich des Johann Strauß-Jahres wer-
den ab dem 7. April 1975 Scheidemünzen zu
100 Schilling ausgegeben.

§ 2. Die Münzen sind aus einer Legierung von
640 Tausendteilen Silber und 360 Tausendteilen
Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat 36 mm,
ihr Rauhgewicht 24 g, ihr Feingewicht 15,36 g
Feinsilber zu betragen. Abweichungen dürfen im
Feingehalt 5/1000 und im Rauhgewicht 10/1000
nicht übersteigen.

§ 3. Für die äußere Gestalt der Münze sind
die Abbildung und folgende Bestimmungen maß-
gebend:

(1) Die eine Seite hat das Johann Strauß Denk-
mal im Wiener Stadtpark, umgeben von der Um-
schrift JOHANN STRAUSS und den Jahreszahlen
1825—1899—1975, zu zeigen.

(2) Die andere Seite hat in der Mitte die Zahl
„100", darunter das Wort „Schilling", ferner in
kreisförmiger Reihung das Bundeswappen und
die Wappen der neun Bundesländer sowie die
Umschrift „Republik Österreich" zu tragen. Der
Rand der Münze ist glatt zu gestalten und hat die
vertiefte Inschrift „Hundert Schilling" zu tragen.

Androsch
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159 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 28. Feber
1975 über eine Änderung der Verordnung,
mit der statistische Erhebungen über den
Stand und die Entwicklung der industriellen
Gütererzeugung angeordnet werden, und der
Verordnung, mit der statistische Erhebungen
über die Auftragsbestände und die Auftrags-
eingänge in der Industrie angeordnet werden

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstatistik-
gesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie vom 4. November
1969, BGBl. Nr. 406, mit der statistische Er-
hebungen über den Stand und die Entwicklung
der industriellen Gütererzeugung angeordnet wer-
den, wird wie folgt geändert:

§ 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Industriestatistik umfaßt alle der Sek-
tion Industrie der Bundeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft angehörenden Betriebe (mit
Ausnahme jener des Fachverbandes der Säge-
industrie und des Fachverbandes der Bauindu-
strie), die mit der Erzeugung, Reparatur, Mon-
tage oder Instandhaltung von Sachgütern befaßt
sind oder Dienstleistungen erbringen."

Artikel II

Die Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie vom 11. Juli 1972,
BGBl. Nr. 301, mit der statistische Erhebungen
über die Auftragsbestände und die Auftragsein-
gänge in der Industrie angeordnet werden, wird
wie folgt geändert:

§ 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Erhebungen erstrecken sich auf alle der
Sektion Industrie der Bundeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft angehörenden Betriebe mit 50
und mehr unselbständig Beschäftigten mit Aus-
nahme der Betriebe des Bergbaues und jener der
Fachverbände der Erdölindustrie, der Filmindu-
strie, der Sägeindustrie, der Nahrungs- und Ge-
nußmittelindustrie, der Bauindustrie sowie der
Gas- und Wärmeversorgungsunternehmungen."

Artikel III

Diese Verordnung tritt mit 1. April 1975 in
Kraft.

Staribacher

1 6 0 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 3. März 1975 über die Zuständig-
keit der Anstalten zum Vollzug von Freiheits-
strafen und der mit Freiheitsentziehung ver-
bundenen vorbeugenden Maßnahmen an
Jugendlichen (Sprengelverordnung für den

Jugendstrafvollzug)

Auf Grund der §§ 54, 58 Abs. 1 und 2 und 59
des Jugendgerichtsgesetzes 1961, BGBl. Nr. 278,
in der Fassung des Einführungsgesetzes zum Straf-
vollzugsgesetz, BGBl. Nr. 145/1969, und
des Jugendstrafrechtsanpassungsgesetzes, BGBl.
Nr. 425/1974, sowie auf Grund der Art. III und
IV des Strafvollzugsanpassungsgesetzes, BGBl.
Nr. 424/1974, wird verordnet:

Sonderanstalt für den Strafvollzug an männlichen
Jugendlichen

§ 1. Freiheitsstrafen, deren Strafzeit sechs
Monate übersteigt, sind an männlichen Jugend-
lichen in der Sonderanstalt für Jugendliche Geras-
dorf zu vollziehen.

Jugendabteilung der Frauenstrafvollzugsanstalt

§ 2. Freiheitsstrafen, deren Strafzeit ein Jahr
übersteigt, sind an weiblichen Jugendlichen in der
Jugendabteilung der Frauenstrafvollzugsanstalt
Schwarzau/Steinfeld zu vollziehen.

Gefangenenhäuser der Gerichtshöfe

§ 3. In anderen als den in den §§ 1 und 2
dieser Verordnung bezeichneten Fällen sind Frei-
heitsstrafen an Jugendlichen in den nach § 9
Abs. 3 und 4 des Strafvollzugsgesetzes, BGBl.
Nr. 144/1969, in der Fassung des Strafvollzugs-
anpassungsgesetzes, BGBl. Nr. 424/1974, in Ver-
bindung mit § 2 der Sprengelverordnung für
den Strafvollzug, BGBl. Nr. 740/1974, für Er-
wachsene zuständigen Gefangenenhäusern der Ge-
richtshöfe mit der Maßgabe zu vollziehen, daß an
die Stelle der Gefangenenhäuser des Landesge-
richtes für Strafsachen Wien und, soweit die
Strafzeit drei Monate übersteigt, auch an die Stelle
aller anderen Gefangenenhäuser im Sprengel des
Oberlandesgerichtes Wien das Gefangenenhaus
des Jugendgerichtshofes Wien tritt.

Vollzug mit Freiheitsentziehung verbundener vor-
beugender Maßnahmen in Strafvollzugsanstalten

§ 4. (1) Die Unterbringung in einer Anstalt für
geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21 Abs. 2
des Strafgesetzbuches ist an männlichen Jugend-
lichen in der hiefür eingerichteten Sonderabteilung
der Männerstrafvollzugsanstalt Favoriten (Wien),
an weiblichen Jugendlichen in der hiefür einge-
richteten Sonderabteilung der Frauenstrafvoll-
zugsanstalt Schwarzau/Steinfeld zu vollziehen.
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(2) Die Unterbringung in einer Anstalt für
entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher nach § 22
des Strafgesetzbuches ist an männlichen Jugend-
lichen in der hiefür eingerichteten Sonderabtei-
lung der Männerstrafvollzugsanstalt Favoriten
(Wien) und an weiblichen Jugendlichen in der
hiefür eingerichteten Sonderabteilung der Frauen-
strafvollzugsanstalt Schwarzau/Steinfeld zu voll-
ziehen.

Schlußbestimmung
§ 5. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. April

1975 in Kraft.
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung

tritt die Sprengelverordnung für den Jugendstraf-
vollzug, BGBl. Nr. 93/1970, in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 504/1971 und BGBl.
Nr. 243/1974 außer Kraft.

Broda


